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1. Instanz

Aktenzeichen S 12 AL 217/14
Datum 20.06.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 14 AL 111/18
Datum 07.05.2020

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Frankfurt (Oder)
vom 20. Juni 2018 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die notwendigen auÃ�ergerichtlichen
Kosten der KlÃ¤gerin in beiden RechtszÃ¼gen trÃ¤gt die Beklagte. Die Revision
wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die GewÃ¤hrung eines GrÃ¼ndungszuschusses streitig.

Die 1981 geborene KlÃ¤gerin hat von 2001 bis 2004 erfolgreich eine
Berufsausbildung zur Rechtsanwaltsfachangestellten in F absolviert. Es schloss sich
ein Studium der Rechtswissenschaft an der Europa-UniversitÃ¤t V in F in der Zeit
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von 2004 bis 2011 an, das die KlÃ¤gerin mit dem 1. juristischen Staatsexamen mit
der Gesamtnote befriedigend abschloss. Nach Ableistung ihres Referendariats im
Landgerichtsbezirk C seit 2011 bestand sie am 19. November 2013 die 2. juristische
StaatsprÃ¼fung mit der Gesamtnote befriedigend.

Die KlÃ¤gerin meldete sich am 4. November 2013 zum 1. Dezember 2013 bei der
Beklagten arbeitslos, die ihr daraufhin mit Bescheid vom 9. Dezember 2013 ab dem
1. Dezember 2013 bis einschlieÃ�lich 30. November 2014 Arbeitslosengeld mit
einem Leistungsbetrag von 16,88 EUR tÃ¤glich bewilligte. Nachdem die KlÃ¤gerin
am 25. Juni 2014 die Aufnahme einer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit als
RechtsanwÃ¤ltin ab 1. Juli 2014 in einem zeitlichen Umfang von mehr als 15
Stunden wÃ¶chentlich angezeigt hatte, hob die Beklagte die Entscheidung Ã¼ber
die Bewilligung von Arbeitslosengeld ab 1. Juli 2014 auf.

Bereits am 5. November 2013 und erneut am 17. Dezember 2013, 17. Februar 2014
und 17. MÃ¤rz 2014 schlossen die Beteiligten Eingliederungsvereinbarungen mit
dem Ziel der Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung der
KlÃ¤gerin als Juristin, alternativ RechtsanwÃ¤ltin. In einer zwischen den Beteiligten
am 8. April 2014 geschlossenen Eingliederungsvereinbarung ist als Ziel schlieÃ�lich
die Aufnahme einer beitragspflichtigen BeschÃ¤ftigung als Volljuristin bundesweit,
"alternativ SelbstÃ¤ndigkeit als RechtsanwÃ¤ltin" vereinbart.

Unter dem 25. Juni 2014 unterschrieb die KlÃ¤gerin einen ihr am 8. April 2014
ausgereichten Antrag auf GewÃ¤hrung eines GrÃ¼ndungszuschusses zur Aufnahme
einer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit am 1. Juli 2014 als RechtsanwÃ¤ltin in N und
reichte ihn bei der Beklagten ein. Dem Antrag waren unter anderem die Anlage
"BegrÃ¼ndung der FÃ¶rderung", die Stellungnahme der Rechtsanwaltskammer des
Landes Brandenburg zur TragfÃ¤higkeit der ExistenzgrÃ¼ndung vom 17. Juni 2014,
das ExistenzgrÃ¼ndungskonzept der KlÃ¤gerin, der SozietÃ¤tsvertrag vom 30. April
2014, der fÃ¼r das Finanzamt Frankfurt (Oder) erstellte Fragebogen zur
steuerlichen Erfassung bei GrÃ¼ndung einer Personengesellschaft/-Gemeinschaft
vom 8. Mai 2014, die Zulassung der KlÃ¤gerin zur Rechtsanwaltschaft vom 20. Juni
2014, die Teilnahmebescheinigung der KlÃ¤gerin am Fortbildungsseminar zum
GebÃ¼hrenrecht des RVG vom 24. Mai 2014 und die Vereinbarung zwischen dem
Lotsendienst des Landkreises O und der KlÃ¤gerin mit dem Ziel der UnterstÃ¼tzung
bei der Entwicklung eines Unternehmenskonzeptes und weiteren Fragen in
GrÃ¼ndungsvorbereitung vom 8. April 2014 beigefÃ¼gt.

Ausweislich eines Vermerkes der Mitarbeiterin der Beklagten Frau W vom 3. April
2014 erfolgte an diesem Tag ein persÃ¶nliches GesprÃ¤ch im Bereich
Arbeitsvermittlung mit der KlÃ¤gerin. Frau W vermerkte an diesem Tag, dass
bundesweite BewerbungsaktivitÃ¤ten der KlÃ¤gerin als Juristin bisher mit
allgemeinen Arbeitgeber-Ablehnungen erfolglos geblieben seien. Es sei eine
Auswertung der VermittlungsvorschlÃ¤ge-Ã�bersicht erfolgt. Nun strebe die
KlÃ¤gerin ab ca. Sommer 2014 die Aufnahme einer SelbstÃ¤ndigkeit als
RechtsanwÃ¤ltin in Partnerschaft mit Rechtsanwalt S in N an, da sie an einer
TÃ¤tigkeit vor Ort interessiert sei. Es sei mit der KlÃ¤gerin ausfÃ¼hrlich Ã¼ber die
Voraussetzungen des GrÃ¼ndungszuschusses gesprochen worden. Positive
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Arbeitsmarktchancen "lt. bac" seien aufgezeigt worden, womit ein
Vermittlungsvorrang bestehe und die GewÃ¤hrung eines GrÃ¼ndungszuschusses
durch die Beklagte nicht notwendig sei. An diesem Tag verzichtete die KlÃ¤gerin
zunÃ¤chst auf die GewÃ¤hrung eines GrÃ¼ndungszuschusses, nahm diesen
Verzicht aber unter dem 7. bzw. 8. April 2014 zurÃ¼ck, nachdem ihr bei einem
BeratungsgesprÃ¤ch beim Lotsendienst der IHK mitgeteilt worden war, dass die
"AufbaufÃ¶rderung" fÃ¼r sie nicht in Betracht komme. Ausweislich eines Vermerkes
der Mitarbeiterin der Beklagten W vom 8. April 2014 erfolgte an diesem Tag ein
gemeinsamer Stellensuchlauf mit dem Ergebnis von bundesweit 180
Stellenanzeigen. Man habe den regionalen Stellensuchlauf bis Berlin besprochen,
Interesse sei vorhanden gewesen und 5 VermittlungsvorschlÃ¤ge seien
ausgehÃ¤ndigt worden. Frau W vermerkte, dass keine Leistungszusage zum Antrag
auf GrÃ¼ndungszuschuss erfolgt sei, es bestehe weiterhin Vermittlungsvorrang.

Die Beklagte lehnte die GewÃ¤hrung eines GrÃ¼ndungszuschusses mit Bescheid
vom 8. Juli 2014 ab. Die Erfolgsaussichten der EigenbemÃ¼hungen der KlÃ¤gerin
sowie der VermittlungsaktivitÃ¤ten der Beklagten zur Erlangung einer
sozialversicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung als Juristin, alternativ als
RechtsanwÃ¤ltin, wÃ¼rden positiv eingeschÃ¤tzt. StellensuchlÃ¤ufe hÃ¤tten
folgende Ergebnisse gezeigt: â�� am 17. Februar 2014 seien 2
VermittlungsvorschlÃ¤ge ausgegeben worden â�� am 17. MÃ¤rz 2014 sei ein
Vermittlungsvorschlag ausgehÃ¤ndigt worden â�� am 8. April 2014 seien
bundesweit in der JobbÃ¶rse der Arbeitsagentur 180 Stellenangebote angezeigt
worden, gemÃ¤Ã� regionalem Stellensuchlauf bis Berlin hÃ¤tten 5
VermittlungsvorschlÃ¤ge ausgehÃ¤ndigt werden kÃ¶nnen â�� am 8. Mai 2014 sei
ein weiterer Vermittlungsvorschlag vor Ort fÃ¼r EisenhÃ¼ttenstadt ausgehÃ¤ndigt
worden â�� am 16. Juni 2014 seien 200 Stellenangebote bundesweit vorhanden
gewesen. In den BeratungsgesprÃ¤chen seien 14 zumutbare
VermittlungsvorschlÃ¤ge unterbreitet worden. Dies stelle jedoch nur einen Auszug
der tatsÃ¤chlich bundesweit vorhandenen Stellenangebote dar. Es wÃ¼rden daher
VersagungsgrÃ¼nde zur GewÃ¤hrung von GrÃ¼ndungszuschuss vorliegen, weil ein
Vermittlungsvorrang bestehe.

Die KlÃ¤gerin legte gegen diese Entscheidung am 4. August 2014 Widerspruch ein.
In ihrer WiderspruchsbegrÃ¼ndung vom 27. August 2014 vertrat sie die Ansicht, die
Ermessensentscheidung der Beklagten sei fehlerhaft erfolgt. Der als
Versagungsgrund genannte Vermittlungsvorrang sei zwar legitim, aber vorliegend
pauschal und ohne PrÃ¼fung des Einzelfalls erfolgt. Es sei zwar richtig, dass es
bundesweit viele Stellenangebote fÃ¼r Juristen gegeben habe. Die meisten
Stellenangebote hÃ¤tten aber nicht ihrer Qualifikation entsprochen. Gefordert
worden seien mehrere Jahre Berufserfahrung oder bereits vorhandene
Fachanwaltstitel. Des Weiteren hÃ¤tten die Stellenangebote Wissen auf bestimmten
Rechtsgebieten verlangt, die sie nicht habe vorweisen kÃ¶nnen. Auch seien
Ã¼berdurchschnittliche Examensnoten (mindestens ein vollbefriedigend) verlangt
worden. Aus dem Ablehnungsbescheid sei auch erkennbar, dass wenige
VermittlungsvorschlÃ¤ge von Seiten der Beraterinnen der Beklagten erbracht
worden seien. Beim gemeinsamen Suchen wÃ¤hrend des VermittlungsgesprÃ¤ches
sei gesehen worden, dass viele Stellenangebote nicht gepasst hÃ¤tten. Wenn es
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von der Qualifikation her passende Stellenangebote in HÃ¼lle und FÃ¼lle gegeben
hÃ¤tte, hÃ¤tte sie sich wahrscheinlich Ã¼ber die SelbststÃ¤ndigkeit keine
ernsthaften Gedanken gemacht. Dass 200 Stellenangebote vorhanden gewesen
seien, heiÃ�e nicht, dass diese Stellenangebote auch auf sie zugeschnitten und
damit zumutbar gewesen seien. Aufgrund der Erfolglosigkeit ihrer Bewerbungen
und dem Wunsch, endlich in das Berufsleben zu starten, habe sie sich mit der
SelbststÃ¤ndigkeit intensiv auseinandergesetzt und sich darÃ¼ber informiert und
beraten lassen. Die Frist fÃ¼r den GrÃ¼ndungszuschuss wÃ¤re abgelaufen, wenn
sie noch lÃ¤nger zugewartet hÃ¤tte.

Die Beklagte wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 6. November
2014 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Die Tatbestandsvoraussetzungen fÃ¼r die
GewÃ¤hrung eines GrÃ¼ndungszuschusses gemÃ¤Ã� Â§ 93 Abs. 1, Abs. 2 Drittes
Buch Sozialgesetzbuch â�� ArbeitsfÃ¶rderung â�� (SGB III) habe die KlÃ¤gerin
erfÃ¼llt. Im Rahmen der pflichtgemÃ¤Ã�en AusÃ¼bung des Ermessens seien die
Interessen der KlÃ¤gerin an einer FÃ¶rderung und die Interessen der
Versichertengemeinschaft, insbesondere an einer sparsamen und
zweckentsprechenden Verwendung der Mittel gegeneinander abzuwÃ¤gen. Die
verfÃ¼gbaren Mittel seien so zu bewirtschaften, dass eine Bewilligung und
Erbringung der einzelnen Leistungen im gesamten Haushaltsjahr gewÃ¤hrleistet sei.
Die der Agentur fÃ¼r Arbeit zugeteilten Mittel dÃ¼rften nicht Ã¼berschritten
werden. Daher mÃ¼sse sie durch geeignete steuernde MaÃ�nahmen sicherstellen,
dass die verfÃ¼gbaren Ausgabemittel fÃ¼r das laufende Jahr ausreichten und nicht
Ã¼berschritten wÃ¼rden. Dabei wÃ¤re es ermessensfehlerhaft, Leistungen allein
wegen der ErschÃ¶pfung der Haushaltsmittel abzulehnen. Deshalb habe sie Ã¼ber
ermessenslenkende Weisungen sichergestellt, dass Ã¼ber das ganze Jahr hinweg
nach einheitlichen und sachgerechten Kriterien Ã¼ber die AntrÃ¤ge auf
GrÃ¼ndungszuschuss entschieden werde. Der Vermittlung in Arbeit sei
grundsÃ¤tzlich Vorrang vor der GewÃ¤hrung von Leistungen der aktiven
ArbeitsfÃ¶rderung einzurÃ¤umen. Zu diesen Leistungen gehÃ¶re auch der
GrÃ¼ndungszuschuss. Auf dem fÃ¼r die KlÃ¤gerin in Betracht kommenden
Arbeitsmarkt bestÃ¤nden ausreichende IntegrationsmÃ¶glichkeiten in eine
sozialversicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung. Diese seien im angefochtenen
Bescheid ausfÃ¼hrlich beschrieben, auf den insoweit verwiesen werde. Der
Beklagten seien fÃ¼r die TÃ¤tigkeit einer Juristin bzw. RechtsanwÃ¤ltin mindestens
200 zu besetzende Arbeitsstellen gemeldet. Hieraus sei bereits zu erkennen, dass
von einer guten bis sehr guten Arbeitsmarktlage auf dem fÃ¼r die KlÃ¤gerin in
Frage kommenden Arbeitsmarkt auszugehen sei.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 3. Dezember 2014 Klage vor dem Sozialgericht
Frankfurt (Oder) (im Weiteren: SG) erhoben und zur BegrÃ¼ndung auf ihre
WiderspruchsbegrÃ¼ndung Bezug genommen. In der mÃ¼ndlichen Verhandlung
hat sie beantragt, die Beklagte unter Aufhebung ihrer Bescheide zu verurteilen, ihr
unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts einen neuen Bescheid zu
erteilen.

Die Beklagte ist der Klage entgegengetreten und hat auf ihre AusfÃ¼hrungen im
Widerspruchsbescheid verwiesen.
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Mit Urteil vom 20. Juni 2018 hat das SG die Beklagte unter Aufhebung des
Bescheides vom 8. Juli 2014 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 6.
November 2014 verpflichtet, der KlÃ¤gerin unter Beachtung der Rechtsauffassung
des Gerichts einen neuen Bescheid zu erteilen. Vorgenannte Bescheide seien
rechtswidrig, weil die Beklagte sich im Rahmen ihrer ErmessensausÃ¼bung zu
Unrecht auf bestehende VermittlungsmÃ¶glichkeiten der KlÃ¤gerin berufen habe.
Zwar kÃ¶nne eine Vermittelbarkeit als Ermessensgesichtspunkt vor allem dann eine
tragende Rolle spielen, wenn sich Zweifel an der persÃ¶nlichen Eignung der
GrÃ¼nderin bzw. des GrÃ¼nders ergeben wÃ¼rden und eingeschÃ¤tzt werde, dass
durch die Vermittlung in eine konkret in Aussicht stehende versicherungspflichtige
BeschÃ¤ftigung eine nachhaltigere Eingliederung in das Erwerbsleben mÃ¶glich sei.
Beim GrÃ¼ndungszuschuss dÃ¼rfe die fehlende Vermittelbarkeit des Arbeitslosen,
die weder als Rechtsvoraussetzung in den maÃ�geblichen Vorschriften geregelt sei
noch in der GesetzesbegrÃ¼ndung fÃ¼r die GewÃ¤hrung der Leistung
vorausgesetzt werde, nicht Ã¼ber die ErmessensausÃ¼bung quasi zu einer
"versteckten" weiteren Voraussetzung qualifiziert werden. Die BerÃ¼cksichtigung
einer Vermittelbarkeit in eine (zumutbare) BeschÃ¤ftigung als tragender und damit
anspruchsvernichtender Ermessensgesichtspunkt sei fehlerhaft.

Gegen das der Beklagten am 20. Juli 2018 zugestellte Urteil hat diese mit am 15.
August 2018 beim Landessozialgericht Berlin-Brandenburg eingegangenem
Schreiben Berufung eingelegt. Sie ist der Ansicht, der in Â§ 4 SGB III normierte
Vermittlungsvorrang sei ein zulÃ¤ssiger Ermessensgesichtspunkt bei der
Bewilligung des GrÃ¼ndungszuschusses. Dies sei auch in der obergerichtlichen
Rechtsprechung anerkannt. Sie verweist beispielhaft auf Urteile des
Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 6. Oktober 2015 zum Aktenzeichen L
14 AL 3/15 und vom 28. Mai 2014 zum Aktenzeichen L 18 AL 236/13.

Die Beklagte beantragt nach sinngemÃ¤Ã�er Auslegung ihres Vorbringens,

das Urteil des Sozialgerichts Frankfurt (Oder) vom 20. Juni 2018 aufzuheben und die
Klage abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie verweist auf die AusfÃ¼hrungen im erstinstanzlichen Urteil.

Die Beteiligten haben ihr EinverstÃ¤ndnis mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung mit SchriftsÃ¤tzen vom 7. Juni 2019 und 18. Juni 2019 erteilt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Gerichtsakte und des beigezogenen Verwaltungsvorgangs der Beklagten
ergÃ¤nzend verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:
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Der Senat konnte ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheiden, nachdem die
Beteiligten ihr EinverstÃ¤ndnis mit dieser Verfahrensweise erteilt haben, Â§ 153
Abs. 1 i.V.m. Â§ 124 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG).

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Im Ergebnis zu Recht hat das SG den
Bescheid der Beklagten vom 8. Juli 2014 in Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 6. November 2014 aufgehoben und die Beklagte zur Neubescheidung
verurteilt.

GemÃ¤Ã� Â§ 93 SGB III kÃ¶nnen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die durch
Aufnahme einer selbstÃ¤ndigen, hauptberuflichen TÃ¤tigkeit die Arbeitslosigkeit
beenden, zur Sicherung des Lebensunterhalts und zur sozialen Sicherung in der Zeit
nach der ExistenzgrÃ¼ndung einen GrÃ¼ndungszuschuss erhalten.

Voraussetzung fÃ¼r die GewÃ¤hrung eines GrÃ¼ndungszuschusses ist, dass die
Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer bis zur Aufnahme der selbstÃ¤ndigen
TÃ¤tigkeit einen Anspruch auf Arbeitslosengeld hat, dessen Dauer bei Aufnahme
der selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit noch mindestens 150 Tage betrÃ¤gt und nicht allein
auf Â§ 147 Abs. 3 SGB III beruht, der Agentur fÃ¼r Arbeit die TragfÃ¤higkeit der
ExistenzgrÃ¼ndung nachgewiesen wird und die Kenntnisse und FÃ¤higkeiten zur
AusÃ¼bung der selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit darlegt werden.

Am 1. Juli 2014 bestand noch ein Restanspruch der KlÃ¤gerin auf Arbeitslosengeld
in HÃ¶he von 150 Tagen. Auch der Nachweis der TragfÃ¤higkeit der
ExistenzgrÃ¼ndung und die Darlegung der Kenntnisse und FÃ¤higkeiten zur
AusÃ¼bung der selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit liegen vor und waren zwischen den
Beteiligten ursprÃ¼nglich nicht streitig. Zwar hat die Beklagte, nachdem das SG
Ermittlungen zur TragfÃ¤higkeit des Unternehmens der KlÃ¤gerin angestellt hatte,
ausgefÃ¼hrt, dass nach Auswertung der Einnahmen-Ã�berschuss-Rechnungen
2014 und 2015 im 2. GeschÃ¤ftsjahr keine positive Entwicklung zu erkennen
gewesen sei, sondern eher eine rÃ¼cklÃ¤ufige; die selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit sei
nicht tragfÃ¤hig. Auf die EinschÃ¤tzung der Beklagten zu diesem Zeitpunkt kommt
es jedoch nicht an. Vielmehr war im Zeitpunkt der letzten Verwaltungsentscheidung
eine Prognoseentscheidung zur TragfÃ¤higkeit zu treffen (vgl. LSG Berlin-
Brandenburg, Urteil vom 17. Februar 2015 zum Aktenzeichen L 14 AL 7/11, Rn. 43;
Entscheidungen werden hier und im Folgenden zitiert nach juris). Diese fiel â�� was
die Beklagte in den angegriffenen Bescheiden auch zum Ausdruck brachte â��
positiv aus. Das von der KlÃ¤gerin eingereichte ExistenzgrÃ¼ndungskonzept und
die fachkundige Stellungnahme der Rechtsanwaltskammer des Landes Brandenburg
vom 17. Juni 2014 lieÃ�en zum damaligen Zeitpunkt erwarten, dass die
ExistenzgrÃ¼ndung tragfÃ¤hig sei. Die tatbestandlichen Voraussetzungen des Â§
93 SGB III waren damit erfÃ¼llt.

Die Beklagte hat von dem ihr eingerÃ¤umten Ermessen in einer Weise Gebrauch
gemacht, die einer rechtlichen Ã�berprÃ¼fung nicht standhÃ¤lt.

Ist ein LeistungstrÃ¤ger ermÃ¤chtigt, bei der Entscheidung Ã¼ber Sozialleistungen
nach seinem Ermessen zu handeln, hat er sein Ermessen gemÃ¤Ã� Â§ 39 Abs. 1 S.
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1 Erstes Buch Sozialgesetzbuch â�� Allgemeiner Teil â�� (SGB I) entsprechend dem
Zweck der ErmÃ¤chtigung auszuÃ¼ben und die gesetzlichen Grenzen des
Ermessens einzuhalten. Ermessensfehlerhaft ist das Handeln der BehÃ¶rde unter
anderem dann, wenn sie von unzutreffenden, in Wahrheit nicht gegebenen,
unvollstÃ¤ndigen oder falsch gedeuteten tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen
Voraussetzungen ausgeht, Gesichtspunkte tatsÃ¤chlicher oder rechtlicher Art
berÃ¼cksichtigt, die rechtlich nicht relevant sind, oder umgekehrt wesentliche
Gesichtspunkte auÃ�er Acht lÃ¤sst, die zu berÃ¼cksichtigen wÃ¤ren
(zusammenfassend Just in: Hauck/Noftz, SGB I, Â§ 39 Rn. 15 m. w. N.).

Das EinrÃ¤umen von Ermessen â�� zu dem es im Wege der Ã�nderung von Â§ 57
SGB III alter Fassung durch das Gesetz zur Verbesserung der Eingliederungschancen
am Arbeitsmarkt vom 20. Dezember 2011 (BGBl. I 2854; in Kraft getreten gem. Art.
51 Abs. 3 dieses Gesetzes am 28. Dezember 2011) gekommen war â�� geschah vor
dem Hintergrund, durch eine vollstÃ¤ndige Umwandlung des
GrÃ¼ndungszuschusses in eine Ermessensleistung auf der Ebene der
Arbeitsagenturen eine hÃ¶here FlexibilitÃ¤t bei der FÃ¶rderung von GrÃ¼ndungen
entstehen zu lassen (vgl. Gesetzentwurf der Bundesregierung zu vorgenanntem
Gesetz, BT-Drucksache 17/6277, S. 86). Ob im Einzelfall ein GrÃ¼ndungszuschuss
gewÃ¤hrt wird, lag kÃ¼nftig im Ermessen des Vermittlers. Jenseits der Beurteilung
der TragfÃ¤higkeit des GeschÃ¤ftskonzepts sollte durch den Vermittler die
persÃ¶nliche Eignung der GrÃ¼nderin oder des GrÃ¼nders eingeschÃ¤tzt werden
(vgl. oben genannten Gesetzentwurf a.a.O.). DarÃ¼ber hinaus dÃ¼rfen die
Arbeitsagenturen zwar nach ermessenslenkenden Richtlinien verfahren, sie
mÃ¼ssen hierin nicht erfasste besondere UmstÃ¤nde des Einzelfalles jedoch
prÃ¼fen und in die Entscheidung erkennbar einbeziehen (vgl. LSG Hamburg, Urteil
vom 23. September 2015 zum Aktenzeichen L 2 AL 20/14; zum
Ã�berbrÃ¼ckungsgeld BSG, Urteil vom 11. November 1993 zum Aktenzeichen 7 RAr
52/93).

GrundsÃ¤tzlich ist es entgegen der vom SG vertretenen Ansicht zulÃ¤ssig, im
Rahmen der ErmessensausÃ¼bung des Â§ 93 SGB III einen gegebenenfalls
bestehenden Vermittlungsvorrang im Sinne des Â§ 4 Abs. 2 SGB III zu beachten
(Landessozialgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 6. Oktober 2015 zum
Aktenzeichen L 14 AL 3/15, Urteil vom 28. Mai 2014 zum Aktenzeichen Az. L 18 AL
236/13, Urteil vom 9. November 2016 zum Aktenzeichen L 18 AL 127/15, Urteil vom
15. November 2017, zum Aktenzeichen L 18 AL 158/16, LSG Hamburg, a.a.O, Rn.
50, Bayerisches LSG, Urteil vom 22. MÃ¤rz 2018 zum Aktenzeichen L 9 AL 135/14,
Rn. 87). Entscheidend hierbei ist, ob eine mÃ¶glichst nachhaltige Integration
innerhalb des Arbeitslosengeld-Bezugszeitraumes realistisch ist (Kuhnke in:
Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB III, 2. Auflage, Â§ 93 SGB III [Stand: 15.01.2019], Rn.
65). Wenn die Vermittlung in Arbeit im konkreten Fall mÃ¶glich und zumutbar ist
und bei AbwÃ¤gung aller Aspekte Vorrang hat, begegnet es auch keinen Bedenken,
im Rahmen der ErmessensabwÃ¤gung auf den Vermittlungsvorrang als
entscheidungserhebliches AbwÃ¤gungskriterium abzustellen.

Der Vermittlungsvorrang ist allerdings lediglich als einer von gegebenenfalls
mehreren Ermessensgesichtspunkten im Rahmen einer GesamtabwÃ¤gung zu
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beurteilen (Bayerisches Landessozialgericht, Urteil vom 22. MÃ¤rz 2018 zum
Aktenzeichten L 9 AL 135/14, juris). Da Â§ 4 Abs. 2 SGB III den Vorrang der
Vermittlung nicht absolut statuiert, sondern ihn im zweiten Halbsatz der Vorschrift
unter einen umgekehrten Erforderlichkeitsvorbehalt stellt ("es sei denn, die
Leistung [sc. der aktiven ArbeitsfÃ¶rderung] ist fÃ¼r eine dauerhafte Eingliederung
erforderlich"), hat die Beklagte eine Einzelfallbetrachtung unter Einbeziehung der in
der Person des Arbeitsuchenden liegenden UmstÃ¤nde, der bisherigen
VermittlungsbemÃ¼hungen sowie weiterer UmstÃ¤nde des Einzelfalles anzustellen,
deren Prognoserelevanz sich im konkreten Fall aufdrÃ¤ngt (Landessozialgericht
Hamburg, Urteil vom 23. September 2015 zum Aktenzeichen L 2 AL 20/14 â��, Rn.
52).

Die vorliegend angefochtenen Bescheide halten einer Ã�berprÃ¼fung unter diesem
Aspekt deshalb nicht stand, weil sie nach der in ihnen enthaltenen BegrÃ¼ndung
die gebotene umfassende AbwÃ¤gung aller sich vorliegend zeigenden
Ermessensgesichtspunkte nicht enthalten. Der Bescheid vom 8. Juli 2014 lÃ¤sst
bereits nicht erkennen, dass die Beklagte Ermessen Ã¼berhaupt ausgeÃ¼bt hat.
Der Begriff des Ermessens wird nicht verwendet. Vielmehr wird nach AufzÃ¤hlung
der der KlÃ¤gerin dargelegten VermittlungsvorschlÃ¤ge und Stellenangebote
geschlussfolgert: "Es liegen daher VersagensgrÃ¼nde zur GewÃ¤hrung von
GrÃ¼ndungszuschuss vor, weil ein Vermittlungsvorrang besteht". Diese
Formulierung zeigt aus Sicht des objektiven EmpfÃ¤ngers, dass die Beklagte den
Vermittlungsvorrang als "Versagensgrund" interpretiert, neben dem andere
ErwÃ¤gungen wohl nicht anzustellen wÃ¤ren. Im Widerspruchsbescheid vom 6.
November 2014 ist dann zwar dargelegt, dass Ermessen bestehe. Die
Argumentation beschrÃ¤nkt sich sodann allerdings im Wesentlichen erneut auf den
Vermittlungsvorrang, ergÃ¤nzt lediglich um den Satz, dass bei der KlÃ¤gerin kein
bestimmtes Hemmnis erkennbar und auch nicht vorgetragen sei, welches einer
frÃ¼hzeitigen Integration entgegenstehe. Hierin liegt angesichts der
GesamtumstÃ¤nde eine Ermessensunterschreitung, weil relevante
Ermessensgesichtspunkte nicht berÃ¼cksichtigt worden sind. Die AusfÃ¼hrungen
der Beklagten im Rahmen der GrÃ¼nde der angegriffenen Bescheide stellen sich
vorliegend als zu schematisch dar, Ã¼berbewerten den Regelungsgehalt des Â§ 4
Abs. 2 SGB III und genÃ¼gen nicht der sich aus der EinrÃ¤umung von Ermessen
ergebenden Pflicht, alle maÃ�gebenden Gesichtspunkte zu ermitteln und
einzubeziehen. Zwar dÃ¼rfen die Anforderungen an die BegrÃ¼ndung einer
Leistungsablehnung nicht Ã¼berspannt werden â�� wenn der jeweilige Einzelfall
keine besonderen, die Vermittlung erschwerenden UmstÃ¤nde aufweist, kann auch
nicht verlangt werden, dass die Agentur fÃ¼r Arbeit quasi nach solchen sucht und
sie im Rahmen der Ermessensentscheidung behandelt; die Ermessensentscheidung
muss nicht kÃ¼nstlich aufgeblÃ¤ht werden (vgl. Bayerisches LSG, Urteil vom 22.
MÃ¤rz 2018 zum Aktenzeichen L 9 AL 135/14, Rn 97). Sie muss aber all das
enthalten und diskutieren, was nach Lage der konkreten UmstÃ¤nde relevant ist
(vgl. Bayerisches LSG a.a.O.).

Die Beklagte hat vorliegend nicht hinreichend dargelegt, ob und in welcher Weise
sie im Rahmen einer auf die KlÃ¤gerin bezogenen Einzelfallbetrachtung deren
Aussichten auf eine dauerhafte Eingliederung unter BerÃ¼cksichtigung der in ihrer
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Person liegenden Besonderheiten geprÃ¼ft hat. Dies wÃ¤re vorliegend notwendig
gewesen, spÃ¤testens nachdem die KlÃ¤gerin in ihrer WiderspruchsbegrÃ¼ndung
ausfÃ¼hrlich beschrieben hatte, dass â�� was die Verbis-Ausdrucke stÃ¼tzen â��
sÃ¤mtliche Bewerbungen entweder ohne GrÃ¼nde abgelehnt worden oder aber
ganz ohne Reaktion verblieben waren, dass die meisten Stellenangebote nicht ihrer
Qualifikation entsprochen hÃ¤tten und dass dies bereits bei der gemeinsamen
Stellensuche mit den Mitarbeitern der Beklagten erkannt worden sei, weshalb nur
wenige VermittlungsvorschlÃ¤ge unterbreitet worden seien. Der Verwaltungsakte
mit den Verbis-Vermerken und den zahlreichen Eingliederungsvereinbarungen ist
eine engmaschige Betreuung der KlÃ¤gerin Ã¼ber einen Zeitraum von mehreren
Monaten zu entnehmen, in denen diese glaubhaft und nachvollziehbar intensiv nach
einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung gesucht hat. Beispielsweise ist im Vermerk der
Arbeitsvermittlung vom 3. April 2014 niedergelegt, dass bundesweite
BewerbungsaktivitÃ¤ten als Juristin bisher mit allgemeinen Arbeitgeberablehnungen
erfolglos geblieben seien. Den AusfÃ¼hrungen im Widerspruchsbescheid zu einer
allgemein guten bis sehr guten Arbeitsmarktlage fehlt es angesichts dessen am
Einzelfallbezug. Die Beklagte hÃ¤tte als weiteren Ermessensgesichtspunkt
einbeziehen mÃ¼ssen, dass die KlÃ¤gerin sich Ã¼ber einen ausreichend langen
Zeitraum intensiv um eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung bemÃ¼ht hat. Weiterhin
bietet im vorliegenden Fall die konkret von der KlÃ¤gerin beabsichtigte
selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit besondere Anhaltspunkte fÃ¼r eine positive Prognose der
weiteren Entwicklung, die der im vorliegenden Einzelfall nicht tatsÃ¤chlich
begrÃ¼ndbaren Prognose hinsichtlich der Vermittlung in eine abhÃ¤ngige
BeschÃ¤ftigung gegenÃ¼ber zu stellen gewesen wÃ¤re. FÃ¼r die KlÃ¤gerin in die
AbwÃ¤gung einzubeziehen war vorliegend zum einen ihre abgeschlossene
Ausbildung zur Rechtsanwaltsfachangestellten, so dass ihr KanzleiablÃ¤ufe vertraut
waren. Dies dÃ¼rfte zu einer Berufserfahrung in durchaus wichtigen Teilbereichen
der beabsichtigten selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit gefÃ¼hrt haben, da bei Aufnahme
einer TÃ¤tigkeit als Rechtsanwalt oftmals qualifiziertes Personal entweder nicht zur
VerfÃ¼gung steht oder noch nicht finanziert werden kann, aber bei Vorhandensein
jedenfalls kontrolliert werden muss. FÃ¼r die Bewerbung in existente Kanzleien
dÃ¼rfte dieser Aspekt hingegen hÃ¶chstens eine untergeordnete Rolle spielen, weil
eine Kanzlei, die RechtsanwÃ¤lte einstellt, regelmÃ¤Ã�ig Ã¼ber eingearbeitete
Fachangestellte verfÃ¼gen dÃ¼rfte. Auch der Umstand, dass die selbststÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit gemeinsam mit einem Kollegen, der bisherige Kontakte und Mandate
einbrachte, aufgenommen werden sollte, war zugunsten der KlÃ¤gerin
berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hig, denn dies bietet durch die Doppelung des Wissens, der
jeweiligen Kontakte und des einsetzbaren Kapitals weniger wirtschaftliche Risiken
als eine allein aufgenommene selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit.

Indem die Beklagte in den angegriffenen Bescheiden nicht erkennen lÃ¤sst, dass sie
sich mit dem detaillierten Vorbringen der KlÃ¤gerin, dass eine Vermittlung in eine
sozialversicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung in absehbarer Zeit aus ihrer Sicht
nicht zu erwarten stand und sie zudem zu einem bestimmten Zeitpunkt den
GrÃ¼ndungszuschuss habe beantragen mÃ¼ssen, da die Frist hierfÃ¼r sonst
abgelaufen wÃ¤re, auseinandergesetzt und das oben dargestellte FÃ¼r und Wider
abgewogen hat, hat sie die notwendige Einzelfallbetrachtung nicht vorgenommen
und rechtlich und tatsÃ¤chlich relevante Gesichtspunkte unberÃ¼cksichtigt
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gelassen und nicht in ihre Ermessensentscheidung einbezogen.

Abgesehen davon lassen auch die von der Beklagten dokumentierten
Stellenangebote fÃ¼r Juristen und RechtsanwÃ¤lte nicht den Schluss darauf zu,
dass zeitnah eine nachhaltige Integration der KlÃ¤gerin in eine
sozialversicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung zu erwarten stand. Der Verweis auf
den Vorrang der Vermittlung kann auch unter diesen UmstÃ¤nden nicht genÃ¼gen,
von einer ermessensfehlerfreien Entscheidung der Beklagten auszugehen.

Bei der Feststellung der Vermittlungsaussicht ist eine nachvollziehbar
dokumentierte Einzelfallbetrachtung unter Einbeziehung der in der Person des
Arbeitsuchenden liegenden UmstÃ¤nde, der bisherigen VermittlungsbemÃ¼hungen
sowie weiterer UmstÃ¤nde des Einzelfalles vorzunehmen, deren Prognoserelevanz
sich im konkreten Fall aufdrÃ¤ngen muss (vgl. Kuhnke a.a.O.; LSG Hamburg a.a.O.,
Rn. 52; LSG Mecklenburg-Vorpommern, Urteil vom 9. April 2019 zum Aktenzeichen 
L 2 AL 5/15). In welchem Umfang auf offene Stellen hinzuweisen und in welchem
Umfang dies zu dokumentieren ist, hÃ¤ngt von der im Einzelfall gegebenen
Situation ab. Wenn feststellbar ist, dass seitens des Antragstellers ersichtlich keine
ausreichenden BewerbungsaktivitÃ¤ten entfaltet werden, dann wird eine geringere
Anzahl dokumentierter offener Stellen ausreichen. Ob BewerbungsaktivitÃ¤ten
ausreichend sind, hÃ¤ngt von der Anzahl nachgewiesener oder glaubhaft erfolgter
Bewerbungen und davon ab, ob ggf. in Eingliederungsvereinbarungen statuierten
diesbezÃ¼glichen Verpflichtungen nachgekommen wurde; dabei kann die Zahl und
ggf. die QualitÃ¤t von Bewerbungen auch vor dem Hintergrund einer bereits
feststellbar erfolgten Entscheidung fÃ¼r eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit gewÃ¼rdigt
werden. Wenn â�� wie vorliegend â�� glaubhaft ein echtes Interesse des
Antragstellers oder der Antragstellerin an einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung
feststeht und Ã¼ber einen betrÃ¤chtlichen Zeitraum intensive
BewerbungsbemÃ¼hungen entfaltet wurden, dann sind â�� wenn der
Vermittlungsvorrang entscheidungserhebliches Kriterium sein soll â�� auch an die
Dokumentation bestehender offener und auch in Frage kommender Stellen deutlich
hÃ¶here Anforderungen zu stellen. Dem genÃ¼gte die vorliegend erfolgte
Dokumentation nicht.

Dokumentiert hat die Beklagte auf Blatt 66 bis 115 des Verwaltungsvorganges
lediglich 12 Stellenangebote (das Stellenangebot auf Blatt 87 ist identisch mit dem
auf Blatt 66, das Stellenangebot auf Blatt 80 ist identisch mit dem auf Blatt 70), von
denen das Stellenangebot der Rechtsanwaltskanzlei in G auf Blatt 69 des
Verwaltungsvorganges nicht auf die geforderten Kenntnisse und FÃ¤higkeiten
geprÃ¼ft werden kann, da es keine weiteren Informationen enthÃ¤lt. Bei dem
Stellenangebot eines Rechtsanwalts in G war in erster Linie ein Wirtschaftsjurist
gesucht, beim Stellenangebot der h GmbH und der A GmbH waren
Expertenkenntnisse in Vertragsgestaltung und Vertragsausarbeitung bzw.
verhandlungssicheres Englisch erwÃ¼nscht. Die bundesweiten 200 offenen Stellen
hat die Beklagte nicht im Einzelnen dokumentiert, so dass sich nicht feststellen
lÃ¤sst, ob die KlÃ¤gerin Ã¼ber die fÃ¼r diese Stellenangebote erforderlichen
Kenntnisse und FÃ¤higkeiten verfÃ¼gte. Die auf Blatt 9 bis 11 des
Verwaltungsvorganges ausgedruckte Liste lÃ¤sst ebenfalls eine PrÃ¼fung der
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angebotenen Stellen nicht zu, sondern stellt lediglich eine Ã�bersicht dar, ohne
Detailangaben beispielsweise zu geforderten Qualifikationen, Kenntnissen und
FÃ¤higkeiten. Das Gleiche gilt fÃ¼r die BAC-Ausdrucke auf Blatt 117 bis 125 des
Verwaltungsvorganges. Die dokumentierten Stellenangebote wurden der KlÃ¤gerin
grÃ¶Ã�tenteils als VermittlungsvorschlÃ¤ge bzw. Stelleninformation unterbreitet.
Die KlÃ¤gerin trÃ¤gt hierzu vor, sich auf alle unterbreiteten
VermittlungsvorschlÃ¤ge erfolglos beworben zu haben. Die Mitarbeiterin der
Beklagten vermerkte unter dem 3. April 2014, dass alle bisherigen bundesweiten
BewerbungsaktivitÃ¤ten der KlÃ¤gerin erfolglos geblieben waren. Zu diesem
Zeitpunkt wurde die KlÃ¤gerin seit mindestens 4 Monaten durch die Beklagte bei
ihrer BeschÃ¤ftigungssuche unterstÃ¼tzt. Es wird vorliegend nach dem
Gesamtergebnis der aus den Akten ersichtlichen zu wÃ¼rdigenden UmstÃ¤nde
fÃ¼r glaubhaft erachtet, dass sich die KlÃ¤gerin umfassend beworben hat, zumal
davon auszugehen ist, dass durch die Mitarbeiterin vermerkt worden wÃ¤re, hÃ¤tte
sich die KlÃ¤gerin nicht ausreichend und nicht auf die ihr unterbreiteten
VermittlungsvorschlÃ¤ge beworben. Letztlich belegt dies insgesamt den Vortrag der
KlÃ¤gerin, dass die meisten Stellenangebote nicht ihrer Qualifikation entsprochen
hÃ¤tten, was wÃ¤hrend des gemeinsamen Suchens erkannt worden sei, weshalb
nur wenige VermittlungsvorschlÃ¤ge unterbreitet worden seien.

Soweit die Beklagte auf Seite 3 ihres Widerspruchsbescheides am Ende meint, dass
die KlÃ¤gerin ausgefÃ¼hrt habe, die von der Agentur fÃ¼r Arbeit angebotenen
VermittlungsvorschlÃ¤ge hÃ¤tten Ã¼berwiegend nicht ihrer Qualifikation
entsprochen oder mehrere Jahre Berufserfahrung gefordert, missversteht sie die
WiderspruchsbegrÃ¼ndung der KlÃ¤gerin. Der Vortrag der KlÃ¤gerin in ihrer
WiderspruchsbegrÃ¼ndung zu den Stellenangeboten, deren Qualifikation sie nicht
erfÃ¼llt habe, bezog sich auf die von der Beklagten vorgetragenen bundesweit
vorhandenen Stellenangebote fÃ¼r Juristen. Dies ergibt sich daraus, dass ihre
AusfÃ¼hrungen zu den geforderten Qualifikationen direkt dem Absatz folgen, in
dem es um diese bundesweiten Stellenangebote geht, und erst nach diesen
AusfÃ¼hrungen ihr Vortrag folgt, dass aus dem Ablehnungsbescheid auch
erkennbar sei, dass nur wenige VermittlungsvorschlÃ¤ge von Seiten der
Beraterinnen erbracht worden seien. Dem schlieÃ�t sich der Vortrag an, dass beim
gemeinsamen Suchen wÃ¤hrend des VermittlungsgesprÃ¤chs gesehen worden sei,
dass viele Stellenangebote nicht gepasst hÃ¤tten. Damit bringt die KlÃ¤gerin
gerade nicht zum Ausdruck, dass die VermittlungsvorschlÃ¤ge nicht gepasst
hÃ¤tten, sondern dass es nach Durchsicht nur wenige Stellenangebote gegeben
habe, die nicht von vornherein aufgrund der Anforderungen auszuschlieÃ�en
gewesen seien. Damit erÃ¼brigt sich ein Eingehen auf die weiteren AusfÃ¼hrungen
der Beklagten im Widerspruchsbescheid dazu, dass die unterbreiteten
VermittlungsvorschlÃ¤ge keine Berufserfahrung vorausgesetzt hÃ¤tten und mit der
KlÃ¤gerin besprochen worden seien.

Nach alledem war die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Entscheidung Ã¼ber die Kosten beruht auf Â§ 193 SGG, sie folgt dem Ergebnis
in der Hauptsache.
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Die Revision war nicht zuzulassen, weil GrÃ¼nde nach Â§ 160 Abs. 2 SGG nicht
vorliegen.

Erstellt am: 30.07.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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